
N a c h sc h la g e w e r k :  Ja 

BGHZ: Ja

ZPO § 878; ZVG § 115; HGB § 776 a.F.

a) Dan Schiffshypotheken gläubiger wird durch einen rech ts­
k räftigen , auf Duldung der Zwangsvollstreckung in  das 
Schiff lautenden Vollstreckungsbefehl, den ein anderer 
Gläubiger wegen einefs behaupteten Schiffs gläubiger rechts 
gegen den Reeder erwirkt h a tte , nicht das Recht abge­
schnitten, das Vorrecht dieses anderen Gläubigers im 
Widerspruchsprozeß mit der Behauptung zu b e s tre ite n , 
das Schiffsgläubigerrecht se i vor Einleitung des Mahn­
verfahrens b e re its  erloschen gewesen«

b) Dagegen kann der Schiffshypothek engl äubig er das Vorrecht 
eines Schiffsgläubigers nicht mit der Einrede bekämpfen, 
das Schiffsgläubigerrecht sei verjährt«

BGH, Urt. v« 11. Ju li 1974 - II  ZR 1/73 -  OLG Hamburg
LG Hamburg



BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

n  zr 1/75 URTEIL Verkündet am
11. Ju li 1974
Jus tiz a n g e s te ilte
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

in  dem R echtsstreit

1. der Schiffshypothekenbank zu I4 H B  Aktiengesellschaft!
ver t r e t en durch ihren V or stand: 

Paul J ^ ^ ,  Joachim R^Hfe und Olaf daselbst,
2. der S

, x dämm
Dr .  Hartwig Si

Prof. Emst 
HflBfe, daselbst,

_ -  Girozentrale
vertreten  durch ihren Vorstand:

, Dr. H ildeB tiB IB f Gerhard 
, Kurt und Dr. Werner

3. der Staa t l ic hen Kreditanst a l t  B ^ ^ ^ ,
U4HP FflHB K(SHhof 6} vertreten durch ihren
Vorstand: F riedrich Sei chert, Dr .  Reinhard Entholt,
Dr .  Manfred S M I i ,  Gerhard WflBH^Hiund Dr. Heinrich 

daselbst,
Klägerinnen und Revisions klag er innen, 

-  Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

gegen

die Firma Gustav

Beklagte und Revisions beklagte,

Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Dr. 
und Dr.

' t



Der II* Z ivilsenat des Blind es gerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 6* Juni 1974 durch 
den Vorsitzenden Richter Stimpel und d ie Richter 
Dr* Schulze, Fleck, Dr* Kellermann und Dr* Tidow

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerinnen wird 
das U rte il des 6* Z ivilsenats des 
Hanseatischen Oberlandesgerichts zu 
Hamburg vom 16* November 1972 aufge­
hoben*

Die Sache wird zur anderweiten Verhand­
lung und Entscheidung, auch über die 
Kosten des Revisionsverfahrens, an das 
Berufungsgericht zurückverwie sen ♦

Von Rechts wegen

Tatbestand:

ln  dem nach der Zwangsversteigerung des MS 
S ^ B ^ U auf geste llten  Teilungsplan i s t  die Beklagte 

unter Nr* 30 als Schiffs gläubiger in  mit einer Forderung 
von insgesamt 7.907,17 DM mit dem Rang vor den in Nr. 33 
bis 38 eingetragenen, unter sich gleichrangigen Schiffs­
hypotheken der Klägerinnen berücksichtigt* Dem lag der 
von der Beklagten gegen Verfrachter und Reederei erwirkte 
Vollstreckungsbefehl vom 30. März 1971 zugrunde (Bg 4500/71 
AG Hamburg), der gegen die Reederei außer auf Zahlung
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auch auf Duldung der Zwangsvollstreckung in das Schiff 
gerich tet i s t .  Die Beklagte h a tte  diesen T itel beantragt 
wegen:

"von den Schuldnern anerkannter Vergleichs- 
betrag aus der Beschädigung von Ladung unter 
den Konnossementen Nr. 1 und 2 vom 23* Dezem­
ber 1967 über einen Transport von Bremen 
(Kon. Nr. 1) und Rouen (Kon. Nr. 2) nach 
Port Etienne. Schuldnerin zu 1 h afte t als 
Verfrachter, Schuldnerin zu 2 a ls  Eigentümer 
des Schiffes, und zwar auch persönlich, weil 
sie in  Kenntnis des Schadens das Schiff auf 
neue Reise geschickt hat".

Die Klägerinnen, die sonst teilw eise mit ihren Rechten 
ausfallen würden, haben gegen die Berücksichtigung der An­
sprüche der Beklagten in  dem Verteilungstermin vom 
8. September 1971 Widerspruch erhoben. Sie haben vor ge­
tragen, der Vollstreckungsbefehl weise das von der Beklag­
ten beanspruchte Schiffs gläubiger recht ihnen gegenüber 
nicht nach. Dieses sei v erjäh rt. Ferner sei die K lagfrist 
nach § 612 HGB für die ihm zugrundellegende Forderung 
verstrichen gewesen, a ls  die Reederei den Anspruch aner­
kannt habe. Die Klägerinnen haben beantragt, ihren Wider̂ - 
spruch gegen die Zuteilung von 7.907,17 DM an die Beklagte 
für begründet zu erklären, und die Beklagte zu v e ru rte ilen , 
an s ie  auf den Widerspruchsbetrag 7 1/2 % Zinsen s e i t  dem 
8. September 1971 zu zahlen.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Die Beru­
fung der Klägerinnen b lieb  erfo lg los. Mit der zugelassenen 
Revision, deren Zurückweisung die Beklagte beantragt, 
verfolgen die Klägerinnen den Klagantrag w eiter.
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Entscheidungsgründe:

Die Revision i s t  begründet*

Nachdem die Beklagte den Vollstreckungsbefehl vom 
30. März 1971 erwirkt und d ieser rech tsk räftig  geworden 
i s t ,  s teh t zwischen ih r und der Reederei des später ver­
steigerten  NS fe s t ,  daß die Beklagte
wegen ih rer Schadensersatzforderung und der Nebenansprüche 
Befriedigung aus dem Schiff verlangen kann. Dieses Recht 
können ih r , wie das Berufungsgericht zu Recht angenommen 
h a t, grundsätzlich auch die übrigen an der Zwangsver­
steigerung b e te ilig ten  Gläubiger nicht b es tre iten . Zwar 
erstreck t sich die Rechtskraft des Vollstreckungsbefehls 
nicht auf sie (§ 325 ZPO). Wie aber b e re its  das Reichs­
gericht entschieden hat, kann ein rech tsk räftiger Voll­
streckungstite l für den siegreichen Gläubiger gegenüber 
Dritten keine geringere Wirkung haben a ls  ein rech ts­
geschäftliches Anerkenntnis, das der Schuldner abgegeben 
und mit dem er dem Gläubiger eine entsprechende Rechts­
position eingeräumt haben würde (RGZ 153» 200 , 204; Huber, 
JuS 1972, 621 f f ) .  Die Klägerinnen können daher mit ihren 
Einwänden, die Schadens ersatz for de rung der Beklagten se i 
bere its  bei Einleitung des Mahnverfahrens verjäh rt ge­
wesen oder habe wegen Ablaufs der F r is t des § 612 HG© 
überhaupt nicht mehr bestanden, weder den Bestand des 
V ollstreckungstitels a ls  solchen noch seine Berücksichti­
gung im Vert ei lungs verfahren in  Frage s te lle n : Die Reederei 
hätte auf die Einrede der Verjährung, f a l l s  diese begründet 
gewesen sein so llte , verzichten, die Schadens ersatz for derung 
des Beklagten tro tz  F ristab laufs anerkennen, für die
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Anerkenntnisschuld das Schiff durch Eintragung einer 
Schiffshypothek verpfänden und damit rechtsgeschäftlich 
eine analoge Rechtslage herbei führen können, derentwegen 
die übrigen Versteigerungsgläübiger die Beteiligung der 
Beklagten am Vertei lungs verfahren mit dem im Voll­
streckungsbefehl fe s tg e s te llten  Betrage ohne irgend­
welche Einwendungungsmöglichkeiten hätten hinnehmen 
müssen«

Eine weitergehende Drittwirkung des Vollstreckungs- 
befehls zu Lasten der übrigen am Versteigerungsverfahren 
bete ilig ten  Pfandgläubiger i s t  dagegen nicht anzuerkennen. 
Das Berufungsgericht meint, wegen des rechtskräftigen 
Vollstreckungsbefehls stehe gegenüber den Klägerinnen 
auch verbindlich fe s t ,  daß die Beklagte bei der Zwangs­
vollstreckung in das Schiff ihnen a ls  Schiffshypotheken- 
gläubigern bevorrechtigt s e i . Denn der T ite l/ .s te lle , wie 
sich aus seiner Auslegung und der Begründung des Mahngesüches 
ergebe, eine Schadensersatzforderung der Beklagten wegen 
eines LadungsSchadens fe s t, die nach § 7% Nr. 7 HGB a. F. 
ein nach § 776 HGB a. F. bevorzugtes Schiffsgläubigerrecht 
gewähre; infolgedessen sei den Klägerinnen von vornherein 
jede Einwendung genommen, mit der sie  das Schiffsgläubiger­
recht der Beklagten und damit deren Vorrang bei der Ver­
teilung des Versteigerungserlöses in  Frage s te llen  wollten. 
Dem kann nicht gefolgt werden.

Es i s t  schon sehr frag lich , ob dem Vollstreckungsbefehl 
der Inhalt beigelegt werden kann, den ihm das Berufungs­
gericht gegeben hat. Denn der Rechtspfleger hat den Antrag 
auf Erlaß des Zahlungsbefehls n icht auf seine Schlüssigkeit,



sondern nur daraufhin zu prüfen, oh er aus sich heraus 
"überhaupt" unbegründet und im übrigen hinreichend be­
stimmt i s t  (§§ 690, 691 ZPO). Unabhängig davon i s t  aber 
die Frage, ob einem V ollstreckungstitel eine bevor­
rech tig te  oder nicht bevorrechtigte Forderung zugrunde 
l ie g t ,  eine ganz andere a ls  d ie , ob die im T itel f e s t­
g e s te llte  Verpflichtung des Schuldners zur Duldung der 
Zwang svo l i s t  re ckung in  das Schiff von den übrigen 
Gläubigem hinzunehmen i s t .  Bei jener geht es nur um 
die rechtliche Qualifikation des geltend gemachten An­
spruchs und um ein bloßes Element des T ite ls , das se lb st 
dem Schuldner gegenüber an der Rechtskraft n ich tteiln inm t 
und über das daher im Widerspruchsverfahren grundsätzlich 
anders a ls  im Vorprozeß entschieden werden kann (vgl. 
Biomeyer, F estsch rift für Lent S. 57, 59). Einwendungen, 
die sich gegen den Rang des vom Widerspruchsbeklagten 
verfolgten Rechts rich ten , können dem Widerspruchskläger 
auch schon deshalb durch den vom Widerspruchs beklagten 
gegen den Schuldner erwirkten T ite l nicht abgeschnitten 
worden se in , weil sie ausschließlich das Verhältnis der 
von den beiden Gläubigem verfolgten Pfandrechte zueinander 
betreffen und diese Rangfrage gar nicht Gegenstand des 
R echtsstreits zwischen Wider spruchs gegner und Schuldner 
gewesen sein kann (so für das Konkursverfahren Jäger/Weber, 
KO 8. Auf 1. § 146 Anm. 36; vgl. auch RGZ 116, 368, 372).
Im übrigen i s t  in  diesem Zusammenhang von entscheidender 
Bedeutung, daß ein Schiffsgläubigerrecht nur k ra ft Gesetzes 
entstehen und fortbestehen, aber durch Rechtsgeschäft weder 
begründet, noch dann, wenn es k ra ft Gesetzes erloschen i s t ,  
wieder erneuert werden kann. Ein Schuldner kann durch Rechts 
geschäft mit dem Gläubiger auch anderweit den Rang des Pfand 
rechts eines anderen Gläubigers nicht beeinträchtigen.
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Deshalb lä ß t sich aus dem Rechtssatz, ein Vollstreckungs­
t i t e l  habe Drittwirkung gegenüber den übrigen Gläubigem, 
soweit der Schuldner durch Rechtsgeschäft eine analoge 
Wirkung hätte  herbeiführen können, in  diesem Falle gerade 
keine Rechtfertigung für eine Drittwirkung des Vollstreckungs­
befehls zu Lasten der Klägerinnen h e r le it  en.

Es kommt daher für die Rangfolge der Rechte der Par­
te ien  des vorliegenden Prozesses a l le in  auf die m aterie ll- 
rechtliche Lage an; der Vollstreckungsbefehl, den die 
Reederei von MS "i^BB H^fe gegen sich hat er­
gehen lassen, hat insoweit keine p rä jud iz ie lle  Wirkung,
Die Klägerinnen können infolgedessen noch geltend machen, 
der Schadensersatzanspruch der Beklagten und ein darauf 
beruhendes, ihren Schiffshypotheken vorrangiges Schiffs­
gläubigerrecht habe, was sie in ta tsäch lich er Hinsicht 
noch näher dargelegt haben, gemäß § 612 HGB schon vor 
Einleitung des Mahnverfahrens nicht mehr bestanden, so 
daß die Beklagte im Verteilungsverfahren nicht bevor­
rech tig t s e i. Dagegen können sie ein  etwaiges Vorrecht 
der Beklagten nicht mit der Verjährungseinrede (§ 901 f f  HGB) 
bekämpfen, weil der Ablauf der Verjährungsfrist a lle in  den 
Bestand eines Schiffs gläubigerrechts n icht berühren würde 
und die Einrede nur von der Reederei a ls der Schuldnerin 
des Anspruchs (vor Abschluß des Mahnverfahrens) hätte 
geltend gemacht werden können.

i
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Da das Berufungsgericht die Behauptungen der Klä­
gerinnen, aus denen sie gemäß § 612 HGB den Wegfall des 
Schif fs&Läubigerrechts der Beklagten hörzuleiten ver­
suchen, nicht geprüft hat, kann das angefochtene U rteil 
keinen Bestand haben« Die Sache i s t  deshalb zur erneuten 
Verhandlung und Entscheidung an das Oberlandesgericht 
zurückzuverweisen.

Stimpel Dr« Schulze Fle ck Dr. Kellermann Dr« Tidow
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